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II.	 Allgemeine Bedingungen  
für die Sterbegeldversicherung  
nach Tarif SGC
(Fassung 1/2022)

A.	 Die Beteiligten am Versicherungsvertrag

1	 Versicherungsnehmer und Versicherer

Vertragspartner in diesem Versicherungsvertrag sind Sie als Versiche-
rungsnehmer und wir als Versicherer. Als Versicherungsnehmer haben Sie 
alle Rechte und Pflichten aus dem Versicherungsvertrag. Als Versicherer 
tragen wir während der gesamten Vertragslaufzeit den Versicherungs-
schutz nach diesen Versicherungsbedingungen.

2	 Versicherte Person

Als versicherte Person wird die Person bezeichnet, auf die sich der Versi-
cherungsschutz bezieht. Dies können Sie oder eine andere Person sein.

3	 Bezugsberechtigter

Als Bezugsberechtigter wird eine Person bezeichnet, die die Versiche-
rungsleistungen erhalten soll. Als Versicherungsnehmer haben grundsätz-
lich Sie Anspruch auf die Versicherungsleistungen. Sie können auch an-
dere Personen als Bezugsberechtigte für die Versicherungsleistungen be-
stimmen.

B.	 Versicherungsleistungen und ihre Voraussetzungen

1	 Allgemeines

1.1	 Grundprinzip
Mit der Sterbegeldversicherung wird Versicherungsschutz für den Todes-
fall vereinbart. Die Versicherungsleistung ist in der Regel dafür vorgese-
hen, die Begräbniskosten zu decken. Bei Sterbegeldversicherungen er-
folgt bei Abschluss des Versicherungsvertrags keine Prüfung der Gesund-
heitsverhältnisse der versicherten Person. Zum Ausgleich dafür ist die To-
desfall-Leistung vor Ablauf von 36 beitragspflichtigen Monaten herabge-
setzt. 

Bei Unfalltod nach Nummern 1.2 und 1.3 wird dagegen die volle Versiche-
rungssumme gezahlt. 

1.2	 Unfalltod im Sinne dieser Bedingungen 
Ein Unfalltod liegt vor, wenn
 

a)	 die versicherte Person durch ein plötzlich von außen auf ihren Kör-
per wirkendes Ereignis unfreiwillig eine Gesundheitsschädigung er-
leidet (Unfall) und 

b)	 der Unfall sich nach Beginn des Versicherungsschutzes ereignet hat 
und

c)	 die versicherte Person innerhalb eines Jahres an den Folgen des Un-
falls stirbt.

1.3	 Ausschlüsse bei Unfalltod 
Unfälle und Ereignisse, aufgrund derer bei Tod vor Ablauf von 36 beitrags-
pflichtigen Monaten eine Pflicht zur Leistung der Versicherungssumme 
nicht besteht, sind:

a)	 Unfälle durch Geistes- oder Bewusstseinsstörungen, auch soweit 
diese auf Trunkenheit beruhen, sowie durch Schlaganfälle, epilep-
tische Anfälle oder andere Krampfanfälle der versicherten Person.

b)	 Unfälle, die der versicherten Person dadurch zustoßen, dass sie vor-
sätzlich eine Straftat ausführt oder versucht.

c)	 Unfälle der versicherten Person als Luftfahrzeugführer (auch Luft-
sportgeräteführer), soweit dieser nach deutschem Recht dafür eine 
Erlaubnis benötigt, sowie als sonstiges Besatzungsmitglied eines 
Luftfahrzeugs.

d)	 Unfälle der versicherten Person bei einer mit Hilfe eines Luftfahr-
zeugs oder Luftsportgeräts auszuübenden beruflichen Tätigkeit.

e)	 Unfälle, die unmittelbar oder mittelbar durch Kernenergie verur-
sacht sind.

f)	 Todesfälle, zu deren Eintritt neben einem Unfallereignis zu mehr 
als 50 Prozent Krankheiten oder Gebrechen beigetragen haben.

2	 Versicherungsleistungen

Wir zahlen die vereinbarte Versicherungssumme, wenn die versicherte 
Person stirbt. Stirbt die versicherte Person vor Ablauf von 36 beitrags-
pflichtigen Monaten und liegt kein Unfalltod vor, ist die Todesfall-Leis-
tung jedoch auf die Summe der gezahlten Beiträge beschränkt. 

3	 Leistungseinschränkungen bei Krieg, Unruhen, Einsatz /  
Freisetzung von ABC-Waffen / -Stoffen oder vorsätzlicher 
Selbsttötung

3.1	 Grundsätzlich besteht unsere Leistungspflicht unabhängig davon, 
auf welcher Ursache der Versicherungsfall beruht.

3.2	 Die Todesfall-Leistung ist in folgenden Fällen auf den für den To-
destag berechneten Auszahlungsbetrag bei Kündigung nach Abschnitt G 
Nummer 4 beschränkt: 

a)	 Der Todesfall wurde unmittelbar oder mittelbar durch Kriegsereig-
nisse verursacht. 

Wir erbringen jedoch die Todesfall-Leistung, wenn der Tod unmit-
telbar oder mittelbar durch Kriegsereignisse verursacht wurde, 

	– denen die versicherte Person während eines Aufenthalts außer-
halb der Bundesrepublik Deutschland ausgesetzt war und an 
denen sie nicht aktiv beteiligt war oder

	– denen die versicherte Person während eines Aufenthalts außer-
halb der Grenzen der NATO-Mitgliedsstaaten ausgesetzt war 
und an denen sie im Rahmen humanitärer Hilfeleistungen oder 
friedenssichernder Maßnahmen teilgenommen hat. Die Teil-
nahme muss als Mitglied der deutschen Bundeswehr, Polizei 
oder Bundespolizei und der Einsatz mit einem Mandat der NATO, 
UNO, EU oder OSZE erfolgen.

b)	 Der Todesfall wurde unmittelbar oder mittelbar durch innere Un-
ruhen verursacht.

Wir erbringen jedoch die Todesfall-Leistung, wenn die versicherte 
Person nicht auf Seiten der Unruhestifter teilgenommen hat.

c)	 Der Todesfall wurde unmittelbar oder mittelbar durch den vorsätz-
lichen Einsatz von atomaren, biologischen oder chemischen Waf-
fen oder durch den vorsätzlichen Einsatz bzw. die vorsätzliche Frei-
setzung von radioaktiven, biologischen oder chemischen Stoffen 
verursacht, wenn der Einsatz oder die Freisetzung darauf gerich-
tet gewesen sind, das Leben vieler Personen zu gefährden. Gleiches 
gilt bei einer vorsätzlichen Freisetzung von Strahlen infolge Kern-
energie, die den Einsatz einer Katastrophenschutzbehörde oder ei-
ner vergleichbaren Einrichtung notwendig macht.
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Wir erbringen jedoch die Todesfall-Leistung, wenn es sich um ein 
räumlich oder zeitlich begrenztes Ereignis handelt, durch das nicht 
mehr als 1.000 Menschen unmittelbar oder voraussichtlich mittel-
bar innerhalb von fünf Jahren sterben oder dauerhaft schwere ge-
sundheitliche Beeinträchtigungen erleiden.

Die Voraussetzungen einer uneingeschränkten Leistungspflicht 
werden wir innerhalb eines Zeitraums von sechs Monaten seit Ein-
tritt des Ereignisses von einem unabhängigen Gutachter prüfen 
und gegebenenfalls bestätigen lassen. Ansprüche auf die volle To-
desfall-Leistung werden frühestens nach Ablauf dieser Frist fällig.

3.3	 Bei vorsätzlicher Selbsttötung der versicherten Person erbringen 
wir die Todesfall-Leistung, wenn seit Abschluss des Versicherungsvertrags 
mindestens drei Jahre vergangen sind.

Bei vorsätzlicher Selbsttötung der versicherten Person vor Ablauf der Drei-
jahresfrist ist die Todesfall-Leistung auf den für den Todestag berechne-
ten Auszahlungsbetrag bei Kündigung nach Abschnitt G Nummer 4 be-
schränkt.

Wir erbringen jedoch bei vorsätzlicher Selbsttötung der versicherten Per-
son vor Ablauf der Dreijahresfrist die Todesfall-Leistung, wenn die Tat 
nachweislich in einem die freie Willensbestimmung ausschließenden Zu-
stand krankhafter Störung der Geistestätigkeit begangen worden ist.

Bei Wiederinkraftsetzung und Wiederanhebung beginnt die Dreijahres-
frist für den wieder in Kraft gesetzten oder den wieder angehobenen Teil 
des Versicherungsschutzes neu zu laufen. 

C.	 Überschussbeteiligung

1	 Grundsätze der Überschussermittlung und  
Überschussbeteiligung

1.1	 Wir beteiligen die Versicherungsnehmer an den Überschüssen und 
an den Bewertungsreserven (Überschussbeteiligung). Die Leistung aus 
der Überschussbeteiligung kann auch Null betragen. Die Überschüsse wer-
den nach den jeweils gesetzlich gültigen Bestimmungen, derzeit nach den 
Vorschriften des Handelsgesetzbuches (HGB) und des Versicherungsver-
tragsgesetzes (VVG), ermittelt und im Rahmen unseres Jahresabschlus-
ses festgestellt.

1.2	 Wir beteiligen die Versicherungsnehmer als Kollektiv an den Über-
schüssen. Dabei beachten wir die Verordnung über die Mindestbeitrags-
rückerstattung in der Lebensversicherung (Mindestzuführungsverord-
nung) in der jeweils geltenden Fassung.

Überschüsse können aus dem Kapitalanlageergebnis, dem Risikoergebnis 
und dem übrigen Ergebnis entstehen. 

Kapitalanlageergebnis
Überschüsse entstehen, wenn die Nettoerträge der klassischen Kapital-
anlage innerhalb unseres Sicherungsvermögens höher sind als die garan-
tierte rechnungsmäßige Verzinsung. An diesem Kapitalanlageergebnis be-
teiligen wir die Versicherungsnehmer nach der Mindestzuführungsver-
ordnung.

Risikoergebnis
Weitere Überschüsse entstehen dann, wenn sich das versicherte Risiko 
günstiger entwickelt, als bei der Tarifkalkulation angenommen. Dies ist 
insbesondere der Fall, wenn die tatsächliche Lebensdauer der Versicher-
ten höher ist, als die bei der Tarifkalkulation zugrunde gelegte. In diesem 
Fall müssen wir später Leistungen für Todesfälle als ursprünglich ange-
nommen zahlen. An dem Risikoergebnis beteiligen wir die Versicherungs-
nehmer nach der Mindestzuführungsverordnung. 

Übriges Ergebnis
Überschüsse aus dem übrigen Ergebnis können beispielsweise entstehen, 
wenn die Kosten niedriger sind als bei der Tarifkalkulation angenommen. 
An dem übrigen Ergebnis beteiligen wir die Versicherungsnehmer nach 
der Mindestzuführungsverordnung. 

In Ausnahmefällen kann die Mindestbeteiligung der Versicherungsneh-
mer nach der Mindestzuführungsverordnung mit Zustimmung der Auf-
sichtsbehörde gekürzt werden.

1.3	 Die auf die Versicherungsnehmer entfallenden Überschüsse führen 
wir der Rückstellung für Beitragsrückerstattung zu, soweit sie nicht in 
Form der so genannten Direktgutschrift bereits unmittelbar den über-
schussberechtigten Versicherungen gutgeschrieben werden. Diese Rück-
stellung dient dazu, Ergebnisschwankungen im Zeitablauf zu glätten. Sie 
darf grundsätzlich nur für die Überschussbeteiligung der Versicherungs-
nehmer verwendet werden. Wir sind berechtigt, im Interesse der Versi-
cherten mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde in Ausnahmefällen die 
Rückstellung für Beitragsrückerstattung, soweit sie nicht auf bereits fest-
gelegte Überschussanteile entfällt, heranzuziehen, um 

a)	 einen drohenden Notstand abzuwenden,

b)	 unvorhersehbare Verluste aus überschussberechtigten Versiche-
rungsverträgen auszugleichen, die auf allgemeine Änderungen der 
Verhältnisse zurückzuführen sind oder

c)	 die Deckungsrückstellung zu erhöhen, wenn die Rechnungsgrund-
lagen aufgrund einer unvorhersehbaren und nicht nur vorüberge-
henden Änderung der Verhältnisse angepasst werden müssen. Eine 
Deckungsrückstellung bilden wir, um zu jedem Zeitpunkt die Ver-
sicherungsleistungen gewährleisten zu können. Die Deckungsrück-
stellung wird nach den jeweils gesetzlich gültigen Bestimmungen, 
derzeit nach dem Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG) und dem 
HGB, sowie den dazu erlassenen Rechtsverordnungen berechnet.

Wenn wir die Rückstellung für Beitragsrückerstattung zum Verlustaus-
gleich oder zur Erhöhung der Deckungsrückstellung heranziehen, belas-
ten wir die Versichertenbestände verursachungsorientiert.

1.4	 Die verschiedenen Versicherungsarten tragen unterschiedlich zu den 
Überschüssen bei. Wir haben deshalb gleichartige bei uns bestehende Ver-
sicherungsverträge zu Bestandsgruppen zusammengefasst. Die Verteilung 
der Überschüsse für die Versicherungsnehmer auf die einzelnen Bestands-
gruppen orientiert sich daran, in welchem Umfang sie zu seiner Entstehung 
beigetragen haben. Hat eine Bestandsgruppe nicht zur Entstehung von 
Überschüssen beigetragen, werden ihr keine Überschüsse zugeteilt.

1.5	 In Abhängigkeit von dieser Zuordnung und beispielsweise dem ge-
wählten Tarif, dem Tarifwerk und der Zahlweise des Beitrags werden die 
Überschuss-Sätze für die einzelnen Versicherungsverträge jährlich von 
uns festgesetzt. Wir veröffentlichen die Überschuss-Sätze in unserem Ge-
schäftsbericht, den Sie bei uns anfordern können. 

1.6	 Bewertungsreserven entstehen, wenn der Marktwert der Kapital-
anlagen der klassischen Kapitalanlage innerhalb unseres Sicherungsver-
mögens über dem Wert liegt, mit dem die Kapitalanlagen in der Bilanz 
ausgewiesen werden. Die Bewertungsreserven, die nach gesetzlichen und 
aufsichtsrechtlichen Vorschriften für die Beteiligung der Versicherungs-
verträge zu berücksichtigen sind, ordnen wir den Versicherungsverträgen 
nach einem verursachungsorientierten Verfahren anteilig rechnerisch zu. 
Ein Teil der Bewertungsreserven fließt dem einzelnen Versicherungsneh-
mer bzw. Bezugsberechtigten nach § 153 Absatz 3 VVG bei Beendigung 
des Versicherungsvertrags unmittelbar zu. Aufsichtsrechtliche Regelun-
gen zur Kapitalausstattung bleiben unberührt.

1.7	 Ansprüche auf eine bestimmte Höhe der Beteiligung Ihres Versiche-
rungsvertrags an den Überschüssen und den Bewertungsreserven erge-
ben sich aus Nummer 1 noch nicht.
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2	 Überschussbeteiligung Ihres Versicherungsvertrags

Sofern von uns eine entsprechende Überschussbeteiligung festgesetzt 
wird, erhält der einzelne Versicherungsvertrag Überschussanteile entspre-
chend den folgenden Nummern.

2.1	 Laufende Überschussbeteiligung
Die laufenden Überschussanteile, die sich aus einem Risikoüberschussan-
teil und einem Zinsüberschussanteil zusammensetzen, werden dem ein-
zelnen Versicherungsvertrag zugewiesen

	• jeweils zum 01. Januar eines Jahres, 

	• bei Ablauf der Beitragszahlungsdauer, 

	• bei Beitragsfreistellung und

	• bei Beendigung des Versicherungsvertrags.

Risikoüberschussanteil
Der erste Zeitraum, für den eine Überschussbeteiligung erfolgt, beginnt 
nach Ablauf der ersten drei Versicherungsjahre. Umfasst ein Zuweisungs-
zeitraum kein volles Kalenderjahr, erfolgt die Zuweisung anteilig. Der Ri-
sikoüberschussanteil wird am jährlichen Risikobeitragsanteil bemessen.

Zinsüberschussanteil 
Der erste Zeitraum, für den eine Überschussbeteiligung erfolgt, beginnt 
nach Ablauf der ersten drei Versicherungsjahre. Umfasst ein Zuweisungs-
zeitraum kein volles Kalenderjahr, erfolgt die Zuweisung anteilig.

Der Zinsüberschussanteil wird am Deckungskapital ohne das Deckungs-
kapital der Bonusversicherungssummen als Zinsträger bemessen.

Hierbei wird das Deckungskapital unter Berücksichtigung des Verrech-
nungsverfahrens für die Abschluss- und Vertriebskosten nach § 4 De-
ckungsrückstellungsverordnung (DeckRV) zum Beginn des jeweiligen Zu-
weisungszeitraums verwendet. Zu diesem Termin fällige laufende Beiträge 
werden nicht berücksichtigt.

2.2	 Überschuss-System Bonus
Aus den laufenden Überschussanteilen werden unter Berücksichtigung 
von Verwaltungskosten zusätzliche Versicherungssummen (Bonusversi-
cherungssummen) gebildet, die wie die vereinbarte Versicherungsleistung 
fällig werden. Die Bonusversicherungssummen erhalten selbst wiederum 
entsprechend der Vorgehensweise nach Nummer 2.1 eine laufende Über-
schussbeteiligung, die wie in Satz 1 beschrieben, verwendet wird. Zins-
träger ist abweichend von Nummer 2.1 das Deckungskapital der Bonus-
versicherungssummen.

Bei Beendigung des Versicherungsvertrags durch Kündigung wird aus dem 
Überschuss-System Bonus das Deckungskapital der Bonusversicherungs-
summen ausgezahlt.

2.3	 Schlussüberschussanteil
Ein Schlussüberschussanteil wird zugewiesen

	• bei Kündigung unter der Voraussetzung, dass mindestens 15 Ver-
sicherungsjahre abgelaufen sind oder

	• bei Beendigung des Versicherungsvertrags durch Tod der versicher-
ten Person unter der Voraussetzung, dass mindestens drei Versi-
cherungsjahre abgelaufen sind.

Der Schlussüberschussanteil wird mit dem zum Zeitpunkt der Zuweisung 
festgelegten, nach abgelaufenen Versicherungsjahren gestaffelten, Pro-
zentsatz am Deckungskapital der Bonusversicherungssummen bemessen.

Bei Beendigung des Versicherungsvertrags durch Kündigung wird der 
Schlussüberschussanteil im Verhältnis Deckungskapital zum Kündigungs-
zeitpunkt zu Versicherungssumme, jeweils ohne das Deckungskapital der 
Bonusversicherungssummen, gekürzt. Außerdem wird er um die restlichen 
Monate von dem bei Beendigung des Versicherungsvertrags durch Kündi-
gung erreichten Alter der versicherten Person bis zum Alter 120 abgezinst.

Die Prozentsätze für den Schlussüberschussanteil und die Abzinsung wer-
den jährlich neu festgesetzt und in unserem Geschäftsbericht veröffent-
licht.

2.4	 Beteiligung an den Bewertungsreserven
Die Bewertungsreserven (siehe Nummer 1.6) werden monatlich jeweils 
zum zweiten Börsentag neu ermittelt und den anspruchsberechtigten 
Versicherungsverträgen nach einem verursachungsorientierten Verfah-
ren rechnerisch zugeordnet. Dieser Wert ist jeweils für den auf die Ermitt-
lung folgenden Monat maßgebend.

Diese Zuordnung erfolgt in dem Verhältnis des Bemessungsguthabens 
des einzelnen Versicherungsvertrags zur Summe der Bemessungsgutha-
ben aller anspruchsberechtigten Versicherungsverträge.

Bemessungsguthaben eines Versicherungsvertrags ist dabei die Summe 
der Kapitalien des Versicherungsvertrags zum 01. Januar jeden Jahres, an 
dem der Versicherungsvertrag bestand.

Das Kapital ist abhängig von der jeweiligen Versicherungsart. Bei der Ster-
begeldversicherung gilt das Deckungskapital ohne Berücksichtigung von 
Beitragsfälligkeiten am 01. Januar des jeweiligen Jahres als Kapital. Hier-
bei wird das Deckungskapital unter Berücksichtigung des Verrechnungs-
verfahrens für die Abschluss- und Vertriebskosten nach § 4 DeckRV ver-
wendet.

Mit der Zuordnung ist noch keine Zuteilung verbunden. Bei Beendigung 
des Versicherungsvertrags teilen wir Ihrem Versicherungsvertrag den für 
diesen Zeitpunkt zugeordneten Anteil an den Bewertungsreserven zur 
Hälfte zu. 

2.5	 Sockelbetrag für die Beteiligung an den Bewertungsreserven
Die Zuteilung der Bewertungsreserven nach Nummer 2.4 erfolgt

	• bei Kündigung unter der Voraussetzung, dass mindestens 15 Ver-
sicherungsjahre abgelaufen sind oder

	• bei Beendigung des Versicherungsvertrags durch Tod der versicher-
ten Person unter der Voraussetzung, dass mindestens drei Versi-
cherungsjahre abgelaufen sind,

mindestens in Höhe eines Sockelbetrags.

Der Sockelbetrag wird mit dem zum Zeitpunkt der Zuweisung festgeleg-
ten, nach abgelaufenen Versicherungsjahren gestaffelten Prozentsatz am 
Deckungskapital der Bonusversicherungssummen bemessen.

Bei Beendigung des Versicherungsvertrags durch Kündigung wird der So-
ckelbetrag im Verhältnis Deckungskapital zum Kündigungszeitpunkt zu 
Versicherungssumme, jeweils ohne das Deckungskapital der Bonusversi-
cherungssummen, gekürzt. Außerdem wird er um die restlichen Monate 
von dem bei Beendigung des Versicherungsvertrags durch Kündigung er-
reichten Alter der versicherten Person bis zum Alter 120 abgezinst.
 
Die Prozentsätze für den Sockelbetrag und die Abzinsung werden jährlich 
neu festgesetzt und in unserem Geschäftsbericht veröffentlicht.

2.6	 Verwendung des Schlussüberschussanteils und 
	 der zugeteilten Bewertungsreserven 
Der Schlussüberschussanteil und die zugeteilten Bewertungsreserven 
werden mit der Versicherungsleistung ausgezahlt. 

3	 Zukunftswerte der Überschussbeteiligung

Die Höhe der künftigen Überschussbeteiligung hängt von vielen, nicht 
vorhersehbaren Einflüssen ab und kann deshalb nicht garantiert werden; 
sie kann auch Null betragen. Einflussfaktoren sind die Entwicklung unse-
rer Kapitalanlagen sowie die Entwicklung der versicherten Risiken und der 
Kosten. 
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D.	 Nachweis- und Mitwirkungspflichten

1	 Mitteilungen bei Tod der versicherten Person
 
Der Tod der versicherten Person muss uns unverzüglich angezeigt wer-
den. Neben dem Versicherungsschein ist uns eine amtliche Sterbeurkunde 
vorzulegen. Darüber hinaus sind wir berechtigt, ein ärztliches oder amt-
liches Zeugnis über die Todesursache und über Beginn und Verlauf der 
Krankheit, die zum Tod geführt hat, zu verlangen. Die mit diesen Nach-
weisen verbundenen Kosten trägt derjenige, der die Versicherungsleis-
tung beansprucht.

2	 Weitere Nachweise

Zur Klärung unserer Leistungspflicht können wir notwendige weitere Nach-
weise verlangen und erforderliche Erhebungen selbst anstellen. Die mit 
diesen Nachweisen verbundenen Kosten trägt derjenige, der die Versiche-
rungsleistung beansprucht.

E.	 Angaben vor Vertragsbeginn

Wir übernehmen den Versicherungsschutz im Vertrauen darauf, dass Sie 
und die versicherte Person alle vor Vertragsabschluss in Textform gestell-
ten Fragen, insbesondere die Frage nach dem Geburtsdatum der versi-
cherten Person, wahrheitsgemäß und vollständig beantwortet haben. 

Wurde das Geburtsdatum nicht richtig angegeben, wird die Versicherungs-
leistung nach anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik mit dem 
tatsächlichen Geburtsdatum der versicherten Person neu ermittelt. Die 
Neuermittlung erfolgt mit unveränderten Rechnungsgrundlagen (Rech-
nungszins und Sterbetafel).

F.	 Beitragszahlung und Folgen der Nichtzahlung

1	 Beitragszahlung

1.1	 Zahlweise 
Die laufenden Beiträge zu Ihrem Versicherungsvertrag können Sie je nach 
Vereinbarung durch Monats-, Vierteljahres-, Halbjahres- oder Jahresbei-
träge entrichten. Die Versicherungsperiode umfasst bei Jahreszahlung ein 
Jahr, bei unterjähriger Beitragszahlung entsprechend der Zahlungsweise 
einen Monat, ein Vierteljahr bzw. ein halbes Jahr. 

1.2	 Einlösungs- und Folgebeitrag
Der Einlösungsbeitrag, d.h. der erste laufende Beitrag, wird sofort nach 
Abschluss des Versicherungsvertrags fällig, jedoch nicht vor dem im Ver-
sicherungsschein angegebenen Beginn des Versicherungsvertrags. Alle 
weiteren Beiträge (Folgebeiträge) werden jeweils zu Beginn der verein-
barten Versicherungsperiode fällig.

1.3	 Übermittlung der Beiträge
Die Übermittlung Ihrer Beiträge erfolgt auf Ihre Gefahr und Ihre Kosten. 
Für die Rechtzeitigkeit der Beitragszahlung genügt es, wenn Sie fristge-
recht alles getan haben, damit der Beitrag bei uns eingeht.

1.4	 Lastschriftverfahren
Solange Sie am Lastschriftverfahren teilnehmen, werden wir Ihre Zahlun-
gen so behandeln, als wären sie zum jeweiligen Fälligkeitszeitpunkt er-
folgt, es sei denn, die Lastschrift wird aufgrund Ihres Verschuldens nicht 
eingelöst oder Sie widersprechen einer berechtigten Einziehung. Wird eine 
Lastschrift nicht eingelöst, sind wir zu weiteren Einziehungen berechtigt, 
nicht aber verpflichtet. 

2	 Die Folgen der Nichtzahlung von Beiträgen

2.1	 Die Folgen der Nichtzahlung des Einlösungsbeitrags
Wenn Sie den Einlösungsbeitrag nicht oder nicht rechtzeitig zahlen, kön-
nen wir – solange die Zahlung nicht erfolgt ist – vom Versicherungsver-
trag zurücktreten. Ist der Einlösungsbeitrag bei Eintritt des Versicherungs-
falles noch nicht gezahlt, besteht keine Leistungspflicht. Dies gilt nicht, 
wenn uns nachgewiesen wird, dass Sie die Nichtzahlung bzw. die nicht 
rechtzeitige Zahlung nicht zu vertreten haben.

2.2	 Die Folgen der Nichtzahlung von Folgebeiträgen
Wenn ein Folgebeitrag oder ein sonstiger Betrag, den Sie aus dem Versi-
cherungsverhältnis schulden, nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, erhal-
ten Sie von uns eine Mahnung in Textform. Begleichen Sie den Rückstand 
nicht innerhalb der in der Mahnung gesetzten Frist von mindestens zwei 
Wochen, entfällt oder vermindert sich der Versicherungsschutz so, als ob 
Sie eine vorzeitige Beitragsfreistellung des Versicherungsvertrags ver-
langt hätten; Abschnitt G Nummer 2.1 gilt daher entsprechend. Auf die 
Rechtsfolgen werden wir Sie in der Mahnung ausdrücklich hinweisen.

3	 Unterstützung bei Zahlungsschwierigkeiten

3.1	 Beitragsstundung
Sie können in Textform verlangen, dass unter Beibehaltung des vollen Ver-
sicherungsschutzes die Beiträge für einen Zeitraum von bis zu sechs Mo-
naten zinslos gestundet werden. Voraussetzung für eine Beitragsstun-
dung ist, dass der Beitrag für das vor der Beitragsstundung liegende Ver-
sicherungsjahr vollständig gezahlt wurde. Die gestundeten Beiträge sind 
mit Ablauf des Stundungszeitraumes nachzuzahlen. Auf Antrag können 
Sie den Beitragsrückstand auch zinslos in bis zu 24 Monatsraten ausglei-
chen.

3.2	 Beitragspause 
Sie können in Textform verlangen, dass die Beitragszahlung unter Weg-
fall des Versicherungsschutzes für bis zu sechs Monate unterbrochen wird 
(Beitragspause). Voraussetzung für eine Beitragspause ist, dass der Bei-
trag für das vor der Beitragspause liegende Versicherungsjahr vollständig 
gezahlt wurde und die nach Ablauf der Unterbrechung verbleibende Bei-
tragszahlungsdauer noch mindestens ein Jahr beträgt. Nach Ablauf der 
Frist für die Beitragspause leben die Beitragszahlungspflicht und der Ver-
sicherungsschutz wieder auf. Die Höhe des anschließend zu zahlenden 
Beitrags wird nach anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik neu 
berechnet.

3.3	 Herabsetzung des Beitrags
Sie können in Textform verlangen, dass die Höhe des zu zahlenden Bei-
trags herabgesetzt wird (Herabsetzung des Beitrags). Voraussetzung ist, 
dass der verbleibende jährliche Beitrag mindestens 60 Euro und die ver-
bleibende Versicherungssumme mindestens 2.500 Euro betragen. Durch 
die Herabsetzung des Beitrags verringern sich die versicherten Leistun-
gen nach anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik. 

Wiederanhebung nach Herabsetzung des Beitrags
Nach der Herabsetzung des Beitrags können Sie innerhalb von drei Jah-
ren die Erhöhung des zu zahlenden Beitrags bis zur Höhe des unmittelbar 
vor der Herabsetzung des Beitrags vereinbarten Beitrags (Wiederanhe-
bung) in Textform beantragen. 

Voraussetzung ist, dass zum Zeitpunkt der Wiederanhebung der Versi-
cherungsfall noch nicht eingetreten ist und die verbleibende Beitragszah-
lungsdauer noch mindestens ein Jahr beträgt.

Der Versicherungsschutz nach der Wiederanhebung wird nach anerkann-
ten Regeln der Versicherungsmathematik neu berechnet. Er ist aufgrund 
der Herabsetzung des Beitrags geringer.
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Sie können den Versicherungsvertrag ebenso mit dem Versicherungs-
schutz, wie er unmittelbar vor der Herabsetzung des Beitrags bestanden 
hat, ab der Wiederanhebung fortführen, indem Sie den zu zahlenden Bei-
trag auf die Höhe des unmittelbar vor der Herabsetzung des Beitrags ver-
einbarten Beitrag erhöhen und zum Zeitpunkt der Wiederanhebung eine 
einmalige Nachzahlung leisten. Die Höhe der Nachzahlung ergibt sich aus 
der Differenz zwischen den herabgesetzten Beiträgen und den unmittel-
bar vor der Herabsetzung vereinbarten Beiträgen.

Die Wiederanhebung erfolgt mit unveränderten Rechnungsgrundlagen.

3.4	 Beitragsstundung, Beitragspause, Herabsetzung des Beitrags und 
Wiederanhebung werden gebührenfrei durchgeführt.

G.	 Kündigung oder vorzeitige Beitragsfreistellung  
des Versicherungsvertrags

1	 Kündigung

Sie können Ihren Versicherungsvertrag jederzeit zum Ende einer Versiche-
rungsperiode kündigen.

Die Kündigung muss in Textform erfolgen. 

Nach Kündigung erhalten Sie – soweit bereits entstanden – den Auszah-
lungsbetrag nach Nummer 4. 

2	 Vorzeitige Beitragsfreistellung

2.1	 Unter Beachtung der in Nummer 1 genannten Termine können Sie 
in Textform verlangen, vorzeitig von Ihrer Beitragszahlungspflicht befreit 
zu werden.

Bei der vorzeitigen Beitragsfreistellung wird der Rückkaufswert nach Num-
mer 5, vermindert um den Abzug nach Nummer 6 sowie um rückständige 
Beiträge und sonstige ausstehende Beträge, für die Bildung einer bei-
tragsfreien Versicherungssumme verwendet, die nach anerkannten Re-
geln der Versicherungsmathematik errechnet wird. 

Haben Sie die Befreiung von der Beitragszahlungspflicht beantragt und 
erreicht die beitragsfreie Versicherungssumme nicht den Mindestbetrag 
von 500 Euro, erhalten Sie – sofern vorhanden – den Auszahlungsbetrag 
nach Nummer 4 und der Versicherungsvertrag endet.

Die garantierte Höhe der beitragsfreien Versicherungssumme können Sie 
der Tabelle der Garantiewerte (siehe Nummer 7) entnehmen.

2.2	 Wiederinkraftsetzung nach vorzeitiger Beitragsfreistellung
Nach der vorzeitigen Beitragsfreistellung können Sie innerhalb von drei 
Jahren die Wiederaufnahme der Beitragszahlung (Wiederinkraftsetzung) 
in Textform beantragen. 

Bei einer befristeten vorzeitigen Beitragsfreistellung nach Nummer 3 er-
folgt die Wiederinkraftsetzung mit Ablauf der Frist, ohne dass Sie dies be-
antragen müssen.

Voraussetzung ist jeweils, dass zum Zeitpunkt der Wiederinkraftsetzung 
der Versicherungsfall noch nicht eingetreten ist und die verbleibende Bei-
tragszahlungsdauer noch mindestens ein Jahr beträgt. 

Der Versicherungsvertrag wird mit der Beitragshöhe, wie sie vor der Bei-
tragsfreistellung bestanden hat, wieder in Kraft gesetzt. Der garantierte 
Versicherungsschutz ist aufgrund der während der Beitragsfreistellung 
nicht gezahlten Beiträge geringer. 

Sie können – unter Beachtung einer möglichen Herabsetzung der Todes-
fall-Leistung nach Abschnitt B – den Versicherungsvertrag ebenso mit 
dem vor der Beitragsfreistellung garantierten Versicherungsschutz wie-
der in Kraft setzen, wenn
 

	• Sie innerhalb von sechs Monaten ab dem Termin, zu dem die vor-
zeitige Beitragsfreistellung wirksam wurde, die aufgrund der Bei-
tragsfreistellung nicht gezahlten Beiträge durch eine einmalige 
Nachzahlung entrichten oder

	• der zu zahlende Beitrag ab der Wiederinkraftsetzung entsprechend 
erhöht wird. Der erhöhte Beitrag wird nach anerkannten Regeln der 
Versicherungsmathematik neu berechnet. 

Die Wiederinkraftsetzung erfolgt mit unveränderten Rechnungsgrundla-
gen.

Die Wiederinkraftsetzung wird gebührenfrei durchgeführt.

3	 Befristete vorzeitige Beitragsfreistellung

Die in Nummer 2 beschriebene vorzeitige Beitragsfreistellung können Sie 
auch auf einen Zeitraum von bis zu 36 Monaten befristen. 

4	 Auszahlungsbetrag

Der Auszahlungsbetrag ist der garantierte Auszahlungsbetrag zuzüglich 
der Leistungen aus der Überschussbeteiligung (zur Überschussbeteiligung 
siehe Abschnitt C).

Der garantierte Auszahlungsbetrag ist der Rückkaufswert nach Nummer 5, 
vermindert um den Abzug nach Nummer 6.

Die Höhe des garantierten Auszahlungsbetrags können Sie der Tabelle der 
Garantiewerte (siehe Nummer 7) entnehmen. 

5	 Rückkaufswert

Der Rückkaufswert ist das Deckungskapital ohne Berücksichtigung der 
Überschussbeteiligung zum Termin, zu dem die Kündigung oder die vor-
zeitige Beitragsfreistellung wirksam wird.

Die garantierte Höhe des Rückkaufswertes können Sie der Tabelle der Ga-
rantiewerte (siehe Nummer 7) entnehmen. 

6	 Abzug bei Kündigung oder vorzeitiger Beitragsfreistellung

Der Abzug beträgt 60 Euro. Er erfolgt zum pauschalen Ausgleich von Ver-
waltungskosten, die uns durch die Kündigung oder die vorzeitige Beitrags-
freistellung entstehen. Auf Ihr Verlangen hin müssen zunächst wir das 
Entstehen und die Höhe dieser Kosten nachweisen. Können Sie nachwei-
sen, dass in Ihrem Fall keine Verwaltungskosten entstanden sind, dann 
entfällt der Abzug; können Sie nachweisen, dass geringere Verwaltungs-
kosten entstanden sind, dann wird der Abzug entsprechend Ihrem Nach-
weis herabgesetzt. 

Der Abzug bei Kündigung oder vorzeitiger Beitragsfreistellung ist für Sie 
wirtschaftlich nachteilig.

7	 Tabelle der Garantiewerte

Nähere Informationen zur garantierten Höhe des Rückkaufswertes, der 
beitragsfreien Versicherungssumme, des Auszahlungsbetrags und des 
Abzugs können Sie der Tabelle der Garantiewerte (Individuelle Vertrags-
informationen und Versicherungsschein) entnehmen. 

8	 Beitragsrückzahlung

Ein Anspruch auf Rückzahlung der Beiträge besteht nicht.
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9	 Herabsetzung im Ausnahmefall

Wir sind nach § 169 Absatz 6 VVG berechtigt, den Rückkaufswert nach 
§ 169 Absatz 3 VVG angemessen herabzusetzen, soweit dies erforderlich 
ist, um eine Gefährdung der Belange der Versicherungsnehmer, insbeson-
dere durch eine Gefährdung der dauernden Erfüllbarkeit der sich aus den 
Versicherungsverträgen ergebenden Verpflichtungen, auszuschließen. Die 
Herabsetzung ist jeweils auf ein Jahr befristet.

H.	 Gestaltungsrechte während der Vertragsdauer /  
Empfänger der Versicherungsleistungen

1	 Bezugsrecht, Abtretung und Verpfändung

1.1	 Widerrufliches Bezugsrecht
Die Leistungen aus dem Versicherungsvertrag erbringen wir an Sie als un-
seren Versicherungsnehmer oder an Ihre Erben, falls Sie uns keine andere 
Person benannt haben, die die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag 
erwerben soll (Bezugsberechtigter). Bis zum Tod der versicherten Person 
kann das Bezugsrecht jederzeit widerrufen werden.

1.2	 Unwiderrufliches Bezugsrecht
Sie können auch ausdrücklich bestimmen, dass der Bezugsberechtigte so-
fort und unwiderruflich die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag er-
werben soll. Sobald wir Ihre Erklärung erhalten haben, kann dieses Bezugs-
recht nur noch mit Zustimmung des von Ihnen benannten Bezugsberech-
tigten aufgehoben werden. 

1.3	 Abtretung und Verpfändung
Sie können Ihre Ansprüche und Rechte aus dem Versicherungsvertrag ab-
treten oder verpfänden. Eine Abtretung oder Verpfändung kann nur mit 
der Zustimmung des Abtretungs- bzw. Pfandgläubigers rückgängig ge-
macht werden. 

2	 Wirksamkeit von Bezugsrechten, Abtretungen und  
Verpfändungen

Die Einräumung und der Widerruf eines widerruflichen Bezugsrechtes und 
die Einräumung eines unwiderruflichen Bezugsrechtes sind uns gegen-
über nur und erst dann wirksam, wenn sie uns vom bisherigen Berechtig-
ten in Textform angezeigt worden sind. Das gleiche gilt für Abtretungen 
und Verpfändungen, soweit derartige Verfügungen überhaupt rechtlich 
möglich sind. Der bisherige Berechtigte sind im Regelfall Sie; es können 
aber auch andere Personen sein, sofern Sie bereits vorher Verfügungen im 
Sinne der Nummern 1.2 oder 1.3 vorgenommen haben.

I.	 Allgemeine Vertragsbestimmungen

1	 Beginn des Versicherungsschutzes

Ihr Versicherungsschutz beginnt, wenn der Versicherungsvertrag aufgrund 
der Willenserklärungen der beiden Vertragspartner abgeschlossen wor-
den ist und Sie den Einlösungsbeitrag gezahlt haben. Vor dem im Versi-
cherungsschein angegebenen Versicherungsbeginn besteht kein Versi-
cherungsschutz.

2	 Informationen während der Vertragslaufzeit

Wir teilen Ihnen einmal jährlich unter anderem den aktuellen Stand der 
Überschussbeteiligung mit. Auf Wunsch können Sie den aktuellen Stand 
Ihres Versicherungsvertrags jederzeit von uns erfahren.

3	 Regelungen zur Leistungsauszahlung

3.1	 Auszahlung in Euro
Leistungen aus dem Versicherungsvertrag erbringen wir als Geldleistung 
in Euro. 

3.2	 Überweisung der Leistungen 
Unsere Leistungen überweisen wir dem Empfangsberechtigten auf seine 
Kosten. Bei Überweisungen in Länder außerhalb des Europäischen Wirt-
schaftsraumes trägt der Empfangsberechtigte auch die damit verbun-
dene Gefahr. 

3.3	 Verrechnung von ausstehenden Beträgen
Bei Fälligkeit von Leistungen aus dem Versicherungsvertrag verrechnen 
wir Beitragsrückstände oder sonstige ausstehende Beträge.

4	 Meldung von Adress- und Namensänderungen

4.1	 Eine Änderung Ihrer Postanschrift müssen Sie uns unverzüglich mit-
teilen. Andernfalls können für Sie Nachteile entstehen, da wir eine an Sie 
zu richtende Willenserklärung mit eingeschriebenem Brief an Ihre uns zu-
letzt bekannte Anschrift senden können. In diesem Fall gilt unsere Erklä-
rung drei Tage nach Absendung des eingeschriebenen Briefes als zuge-
gangen. Dies gilt auch, wenn Sie den Versicherungsvertrag für Ihren Ge-
werbebetrieb abgeschlossen und Ihre gewerbliche Niederlassung verlegt 
haben.

4.2	 Bei Änderung Ihres Namens gilt Nummer 4.1 entsprechend. Außer-
dem ist uns ein geeigneter Nachweis über die Namensänderung vorzule-
gen.

5	 Weitere Mitteilungspflichten

5.1	 Sofern wir aufgrund gesetzlicher Regelungen zur Erhebung, Spei-
cherung, Verarbeitung und Meldung von Informationen und Daten zu Ih-
rem Versicherungsvertrag verpflichtet sind, müssen Sie uns die hierfür 
notwendigen Informationen, Daten und Unterlagen bei Abschluss des Ver-
sicherungsvertrags, bei Änderung nach Abschluss des Versicherungsver-
trags oder auf Nachfrage unverzüglich – d.h. ohne schuldhaftes Zögern – 
zur Verfügung stellen. Sie sind auch zur Mitwirkung verpflichtet, soweit 
der Status dritter Personen, die Rechte an Ihrem Versicherungsvertrag ha-
ben, für Datenerhebungen und Meldungen maßgeblich ist.

5.2	 Notwendige Informationen im Sinne von Nummer 5.1 sind insbe-
sondere alle Umstände, die für die Beurteilung

	• Ihrer persönlichen steuerlichen Ansässigkeit,

	• der steuerlichen Ansässigkeit dritter Personen, die Rechte an Ih-
rem Versicherungsvertrag haben und

	• der steuerlichen Ansässigkeit des Leistungsempfängers

maßgebend sein können. 

Dazu zählen insbesondere Steueridentifikationsnummern, Geburtsdatum, 
Geburtsort und Wohnsitze. 

Falls Sie uns die notwendigen Informationen, Daten und Unterlagen nicht 
oder nicht rechtzeitig zur Verfügung stellen, gilt Folgendes: Bei einer ent-
sprechenden gesetzlichen Verpflichtung werden Ihre Versicherungsver-
tragsdaten an die zuständigen in- oder ausländischen Steuerbehörden 
gemeldet. Dies gilt auch dann, wenn gegebenenfalls keine steuerliche An-
sässigkeit im Ausland besteht.

6	 Verrechnung der Kosten Ihres Versicherungsvertrags

6.1	 Mit Ihrem Versicherungsvertrag sind Kosten verbunden. Diese sind 
bereits bei der Kalkulation Ihrer Beiträge berücksichtigt. Es handelt sich 
um Abschluss- und Vertriebskosten (insbesondere Aufwendungen für Ver-
sicherungsvertriebsprovisionen, Beratung, Werbung oder die Ausstellung 
des Versicherungsscheins) sowie übrige Kosten. Zu den übrigen Kosten 
gehören insbesondere Verwaltungskosten.

Die Höhe der einkalkulierten Abschluss- und Vertriebskosten sowie der 
übrigen Kosten und der darin enthaltenen Verwaltungskosten können Sie 
den vorvertraglichen Informationen entnehmen.
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6.2	 Für die Berücksichtigung der Abschluss- und Vertriebskosten Ihres 
Versicherungsvertrags in unserem Jahresabschluss ist das Verrechnungs-
verfahren nach § 4 DeckRV maßgebend. Hierbei werden die ersten Bei-
träge zur Tilgung von Abschluss- und Vertriebskosten herangezogen, so-
weit die Beiträge nicht für Leistungen im Versicherungsfall, Kosten des 
Versicherungsbetriebs in der jeweiligen Versicherungsperiode und für die 
Bildung der bilanziellen Deckungsrückstellung bestimmt sind. Der auf 
diese Weise zu tilgende Betrag ist nach der Deckungsrückstellungsver-
ordnung auf 2,5 Prozent der Summe der für die gesamte Laufzeit des Ver-
sicherungsvertrags vereinbarten Beiträge (Beitragssumme) beschränkt.

Bei Versicherungsverträgen mit laufender Beitragszahlung werden die Ab-
schluss- und Vertriebskosten als Prozentsatz der vereinbarten Beitrags-
summe erhoben. 

Damit auch in den ersten Jahren bereits Beitragsteile bei einer Kündigung 
oder vorzeitigen Beitragsfreistellung zur Verfügung stehen, werden bei 
Versicherungsverträgen mit laufender Beitragszahlung Abschluss- und 
Vertriebskosten in Höhe von bis zu 2,5 Prozent der Beitragssumme gleich-
mäßig auf die ersten 60 beitragspflichtigen Monate verteilt. Ist die ver-
einbarte Beitragszahlungsdauer kürzer als 60 Monate, verteilen wir die 
Kosten gleichmäßig auf die kürzere Beitragszahlungsdauer. Bereits ver-
rechnete Abschluss- und Vertriebskosten werden nicht erstattet.

Zeiträume, in denen der Versicherungsvertrag beitragsfrei gestellt ist, 
werden bei der Ermittlung des 60-Monats-Zeitraumes nicht berücksich-
tigt.

6.3	 Die übrigen Kosten werden über die gesamte Vertragslaufzeit 
verteilt.

6.4	 Das beschriebene Verfahren zur Verrechnung der Abschluss- und 
Vertriebskosten hat wirtschaftlich zur Folge, dass in der Anfangszeit Ih-
res Versicherungsvertrags nur geringe Beträge für einen Rückkaufswert 
vorhanden sind. Dies ist für Sie wirtschaftlich nachteilig. Nähere Informa-
tionen zur garantierten Höhe des Rückkaufswertes, der beitragsfreien 
Versicherungssumme, des Auszahlungsbetrags und des Abzugs können 
Sie der Tabelle der Garantiewerte (Individuelle Vertragsinformationen und 
Versicherungsschein) entnehmen. 

7	 Sonstige Kosten

Mit sonstigen Kosten belasten wir Sie oder Ihren Versicherungsvertrag 
nur aus besonderen, von Ihnen veranlassten, Gründen (z.B. bei Ausstel-
lung eines Ersatzversicherungsscheins oder Beitragsverzug) zum pauscha-
len Ausgleich der durchschnittlich entstehenden Kosten. Einzelheiten 
dazu, insbesondere zur jeweiligen Kostenveranlassung und -höhe, ent-
nehmen Sie bitte unserer Gebührenübersicht (Gebührenübersicht – siehe 
Kapitel Überschussbeteiligung und Kosten der Allgemeinen Vertragsin-
formationen). Die dort genannten Kosten werden von uns regelmäßig 
überprüft und gegebenenfalls nach billigem Ermessen neu festgesetzt. 
Die jeweils aktuelle Gebührenübersicht können Sie auf unserer Internet-
seite einsehen. Gerne teilen wir Ihnen die sonstigen Kosten auf Anfrage 
auch jederzeit mit.

Auf Ihr Verlangen hin müssen zunächst wir das Entstehen und die Höhe 
dieser Kosten nachweisen. Können Sie nachweisen, dass in Ihrem Fall keine 
Kosten entstanden sind, dann entfallen diese; können Sie nachweisen, 
dass geringere Kosten entstanden sind, dann werden diese entsprechend 
Ihrem Nachweis herabgesetzt.

8	 Verjährung der Ansprüche auf Versicherungsleistungen

Ansprüche auf Versicherungsleistungen verjähren in drei Jahren. Die Frist 
beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist 
und der Anspruchsberechtigte von den anspruchsbegründenden Umstän-
den Kenntnis erlangt hat oder ohne grobe Fahrlässigkeit hätte erlangen 
müssen. Ohne Rücksicht auf die Kenntnis oder grob fahrlässige Unkennt-
nis verjähren alle Ansprüche in zehn Jahren, nachdem sie entstanden sind.

Ist der Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei uns angemeldet wor-
den, ist die Verjährung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem unsere 
Leistungsentscheidung dem Anspruchsberechtigten in Textform zugeht. 
Der Zeitraum zwischen der Anmeldung und dem Zugang unserer Leis-
tungsentscheidung bleibt damit bei der Berechnung der Frist unberück-
sichtigt.

Ist derjenige, der den Anspruch auf eine Versicherungsleistung geltend 
macht, mit unserer Leistungsentscheidung nicht einverstanden, kann er 
den Anspruch innerhalb der Verjährungsfrist gerichtlich geltend machen. 
Wird die Frist versäumt, können wir uns auf die Einrede der Verjährung be-
rufen.

9	 Vereinbartes Vertragsrecht und Gerichtsstand

9.1	 Auf Ihren Versicherungsvertrag findet das Recht der Bundesrepu-
blik Deutschland Anwendung.

9.2	 Ansprüche aus Ihrem Versicherungsvertrag können gegen uns 

	• bei dem für unseren Sitz oder 

	• bei dem für Ihren Wohnsitz – in Ermangelung eines solchen bei dem 
für Ihren gewöhnlichen Aufenthaltsort – zum Zeitpunkt der Klage-
erhebung 

örtlich zuständigen Gericht geltend gemacht werden.

9.3	 Ansprüche gegen Sie können ausschließlich an dem für Ihren Wohn-
sitz – in Ermangelung eines solchen an dem für Ihren gewöhnlichen Auf-
enthaltsort – zum Zeitpunkt der Klageerhebung örtlich zuständigen Ge-
richt geltend gemacht werden. 

9.4	 Verlegen Sie nach Abschluss des Versicherungsvertrags Ihren Wohn-
sitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort in ein anderes Land oder ist Ihr 
Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthaltsort zum Zeitpunkt der Klageer-
hebung nicht bekannt, ist das für unseren Sitz örtlich zuständige Gericht 
zuständig.

10	 Streitbeilegungsverfahren (Versicherungsombudsmann)

10.1	 Wenn Sie mit unserer Entscheidung nicht zufrieden sind oder eine 
Verhandlung mit uns nicht zu dem von Ihnen gewünschten Ergebnis ge-
führt hat, können Sie sich an den Ombudsmann für Versicherungen wen-
den. 

Der Ombudsmann für Versicherungen ist eine unabhängige, kostenfrei ar-
beitende Schlichtungsstelle für Verbraucher. Wir haben uns verpflichtet, 
an diesem Schlichtungsverfahren teilzunehmen. Den Versicherungsom-
budsmann erreichen Sie derzeit wie folgt:

Versicherungsombudsmann e.V.
Postfach 080632
10006 Berlin
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de
Internet: www.versicherungsombudsmann.de

Wenn Sie diesen Versicherungsvertrag online (z.B. über eine Webseite oder 
per E-Mail) abgeschlossen haben, können Sie sich mit Ihrer Beschwerde 
auch an die Online-Streitbeilegungs-Plattform 

http://ec.europa.eu/consumers/odr/ 
wenden. Ihre Beschwerde wird dann über diese Plattform an den Versi-
cherungsombudsmann weitergeleitet.

10.2	 Unabhängig hiervon können Sie sich jederzeit auch an uns wenden 
oder den Rechtsweg beschreiten.
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